Frau Petra Mayer
Musterweg 12
1234 Wien
Magistrat der Stadt Wien
Musterweg 23
1234 Wien
Wien, am 1.2.2009
Betr.: Austritt aus einer Religionsgemeinschaft
Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen meines Versuchs vom 1. 1. 2009 aus der kath. Kirche auszutreten, wurde mir von Ihnen erklärt, dass Sie noch weitere Unterlagen zur Durchführung des Austritts benötigen.
Ich möchte Sie daher auf die gesetzlichen Reglungen zum Kirchenaustritt in Österreich aufmerksam machen, wonach sich keine Pflicht zum beibringen weiterer Dokumente ergibt:
· §3 des RGBl. Nr. 13/1869 normiert: „Die Meldung muß bei der Behörde mündlich zu Protokoll gegeben, oder in einem an diese gerichtete, mit der Unterschrift des Austretenden versehenen Schriftstücke niedergelegt sein, und jene Angaben enthalten, die nötig sind, um zu beurteilen, wem sie zu übermitteln sei.“
Die Angabe, dass ich in der kath. Kirche Mitglied bin wurde Ihnen am 1. 1. 2009 bereits übermittelt. 
· Weiters zu beachten ist das Erkenntnis des VwGH (VwGH 21.9.1988 Z l. 88/10/0014) “Eine Formvorschrift, wonach der Austrittserklärung aus einer Kirche oder Religionsgesellschaft der Taufschein oder der polizeiliche Meldezettel anzuschließen wäre, besteht nicht (keine Anwendbarkeit des § 13 Abs 3 AVG). Sollte die Behörde der Ansicht sein, dass der maßgebende Sachverhalt einer weiteren Klärung allenfalls in Hinsicht auf ihre Zuständigkeit oder einer bescheidmäßigen Ablehnung der Austrittserklärung bedürfe, so hat sie diesen von Amts wegen festzustellen, wobei dem Austretenden eine Mitwirkungspflicht obliegt.”
Der angesprochenen Mitwirkungspflicht bin ich, nach Übersendung aller mit verfügbaren Unterlagen, in vollem Umfang nachgekommen.
· Es ist weiters nicht ersichtlich, warum Sie eine weitere Klärung des Sachverhalts anstreben. Es gibt keinen vernünftigen Grund an meiner Zugehörigkeit zur kath. Kirche zu zweifeln.

· Selbst wenn ich (aus unerfindlichen Gründen) bereits jetzt nicht Mitglied der kath. Kirche wäre, wäre durch einen „neuerlichen Austritt“ keine Missbrauchsmöglichkeit gegeben, da am Ergebnis nichts geändert würde (mehr als „ohne Bekenntnis“ kann man nicht sein). Es gibt folglich kein erhöhtes Rechtsschutzbedürfnis welchem entsprochen werden müsste.
· Da einige Religionsgemeinschaften Unterlagen über die Religionszugehörigkeit von der Behörde zu unrecht verlangen, möchte ich Sie auf die Bestimmung (Art. 6. RGBl. Nr. 49/1868) zur diesbezüglichen Informationsweiterabe aufmerksam machen: „Damit jedoch der Austritt aus der Kirche oder Religionsgemeinschaft seine gesetzliche Wirkung habe, muß der Austretende denselben der politischen Behörde melden welche dem Vorsteher oder Seelsorger der verlassenen Kirche oder Religionsgemeinschaft die Anzeige übermittelt.“
Die Behörde ist folglich nur für die „Übermittlung der Anzeige“ zuständig. Für die Übermittlung weiterer Unterlagen besteht keine Rechtsgrundlage.

Ich gehe folglich davon aus, dass mein Austritt aus der kath. Kirche ohne weitere Probleme von Ihnen durchgeführt wird.

Mit freundlichen Grüßen

Petra Mayer
